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Auf riesigen Plakaten hat der indische Regierungschef
NarendraModi in Davos eben noch für Investitions­
möglichkeiten in seinemLand geworben. Der 67-Jährige
liess sich amWorld Economic Forum alsModernisierer
feiern. Derweil breitet sich auf dem Subkontinent eine
mittelalterlich anmutendeHetze gegen allesMuslimi­
sche aus:Morde, Anschläge undDrohungen sind Alltag
geworden. Das ist nicht bloss ein bedauerlicher Zufall.
Denn der gleicheModi, der daswirtschaftlich aufstre­
bende Indien verkörpert, duldet und schürt auch diese
dumpfe religiöse Gewalt. Der Hindu­Nationalist pflegt
den Dünkel, daswahre Indien sei hinduistisch. Damit
hat er denHass auf die jahrhundertealtemuslimische
Gemeinschaft des Landes salonfähig gemacht. Auch die
indischen Christen leben nun in Angst. Seine politische
Herkunft aus einer hinduistischen Kampfgruppe hat
Modi offenkundig nicht abgestreift, wie er vor seiner
Wahl zumPremierminister glaubenmachenwollte. Die
Wähler waren damals bereit, beide Augen zuzudrücken,
in der Hoffnung, er werde seinenWirtschaftserfolg als
Regierungschef seines Heimatstaats Gujarat aufs ganze
Land übertragen. Dochwirtschaftliche Offenheit bedeu­
tet eben nicht immer auch gesellschaftliche Offenheit.
Echter Fortschritt wird sich nur in der Verbindung von
beidem zeigen – nicht in der Grösse von Plakaten. (vmt.)

Modi gibt sichmodernund
schürt altenHass

Indien

Mit etwas viel Brimboriumhat Bundesrat Ignazio Cassis
den hundertsten Tag imAussendepartement begangen.
Der Tessiner kommunizierte seit demAmtsantritt nicht
immer überzeugend undweckte falsche Erwartungen.
Trotzdem ist es positiv, dass das Europadossier in neuen
Händen ist.Während sich unter Cassis’ Vorgänger der
Eindruck verfestigte, dass imAussendepartement eine
versteckte Agenda geführt werde, soll nun nüchtern
abgewogenwerden:Was ist der Schweiz imUmgangmit
der EU nützlich? Inwelchen Bereichen sind Zugeständ­
nissemöglich, inwelchen nicht? Zu begrüssen ist auch,
dass der Aussenminister in der Person des EU-Kommis­
sars Hahn endlich einen ständigen Ansprechpartner
hat. Damit lassen sichMissverständnisse vermeiden, zu
denen es zwischen Bern und Brüssel verschiedentlich
kam. Das institutionelle Rahmenabkommen, das die EU
abschliessenwill, liegt auch im Interesse der Schweiz –
sofern Streitfälle beigelegt werden können, ohne dass
der Eindruck der Oppression entsteht. Eine Volks­
abstimmung, in der die SVPmit demHinweis auf
«fremde Richter» kämpft, ist kaum zu gewinnen. Igna­
zio Cassis ist sich dessen bewusst. Es ist zu hoffen, dass
der neue Realitätssinn imEDAFrüchte trägt. (be.)

CassisbringtneuenRealitätssinn
insAussendepartement

Europapolitik

Gegen Geld veröffentlichen dubiose Fachzeitschriften
jede Studie – auch von vielen Schweizer Forschern.
Diese verlängern damit ihre Publikationslisten, was
wiederum ihre Karrierechancenmassiv steigert. Die
Forscher stützen so nicht nur ein betrügerisches
System, das dieWissenschaftmit schlechten Studien
lähmt. Sie hintergehen auch ihre Kollegen, die bei der
Wahl der Zeitschriften vorsichtiger sind. Die Zahl der
Publikationen hat noch immer einen – zu hohen –Wert,
wenn es umdie Neubesetzung akademischer Stellen
oder den Zuspruch von Fördergeldern geht. Darum
muss erst recht geprüft werden, ob Publikationslisten
dubiose Journals enthalten.Wer in solchen Zeitschriften
publiziert, darf nicht dafür belohntwerden. (mna.)

Trickserwerdenbelohnt
Wissenschaft

Jede Person – zumindest bei uns – kann
heutzutage heiraten, wen immer sie
will. Es gibt kaummehr Klassen­
schranken, und so können Reiche und

Arme, Gebildete und Ungebildete selbstver­
ständlichmiteinander die Ehe eingehen.
Diese Freiheit gilt inzwischen auch für

Königshäuser und Adelige. Früher wurden
Kinder vonMonarchen noch von der Thron­
folge ausgeschlossen, wenn sie eine nicht
ebenbürtige Ehe eingingen. Ebenbürtig war
eng definiert. So wurde die Gattin des in
Sarajevo ermordeten österreichischen
Thronfolgers Franz Ferdinand, Sophie von
Hohenberg, amWiener Hof als zweitklassig
behandelt. Sie war nämlich nicht eine Prin­
zessin, sondern nur eine Gräfin. Eine solche
Ehe galt damals als nicht standesgemäss.
Diese Regeln gelten heute zumGlück nicht

mehr. Am kommenden 19. Mai wird Prinz
HarryWindsor die BürgerlicheMeghan
Markle heiraten. Sein älterer Bruder – und
voraussichtlicher zukünftiger britischer
König – hat ebenfalls einige Jahre zuvor eine
Bürgerliche geheiratet. Die Stellung vonWil­
liam undHarry in der Thronfolge ist dadurch
nicht verändert worden. Den beiden Prinzen
sei ihre Eheentscheidung herzlich gegönnt;
sie sollen glücklich sein und bleiben. Auf
dieser Ebene besteht keinerlei Problem.
Auf einer anderen, nämlich der konstitu-

tionellen Ebene ergibt sich hingegen eine
ernsthafte Schwierigkeit. Das englische
Königshaus nimmt für sich in Anspruch,
automatisch den nächsten König zu stellen.
Es geht nicht umKönnen, Ausbildung,
Energie, Tugend oder eine andere
erwünschte Eigenschaften, sondern einzig
und allein, dass der Thronfolger oder die
Thronfolgerin die richtige Herkunft
ausweist. Darüber hinaus ist die Amtszeit
eines Königs oder einer Königin unbe­
schränkt, während andere Staatsoberhäup­
ter ihre Stellung nur einige wenige Jahre
einnehmen.
In dieser Hinsicht schafft sich das britische

Königshaus gerade selber ab. Der voraus­

sichtlich nächste englische König Charles ist
hochadelig, denn seine Eltern, Königin
Elizabeth und Prinz Philip, gehören beide
demHochadel an. Bereits der nächste Thron­
folgerWilliam ist nur zu 50 Prozent adelig,
seineMutter Dianawar bürgerlich. Deren
Kinder George und Charlotte sind sogar nur
zu einemViertel adelig, denn auch Kate
Middleton, die Frau von PrinzWilliam, ist
bürgerlich.
Es ist schwer einzusehen ist, warum eine

Person, die kaummehr Adel aufweist als
viele andere Bürger oder Bürgerinnen, auto-
matisch Staatsoberhaupt – in diesem Falle
König oder Königin – werden sollte. Dies
auch noch auf unbeschränkte Zeit.
Das aufgezeigte Problem stellt sich in

vielenMonarchien. Der schwedische König
Carl XVI. Gustaf heiratete die Bürgerliche
Silvia Sommerlath. Die Kronprinzessin
Victoria hatmit ihrem bürgerlichenMann,
DanielWestling, zwei Kinder, Estelle und
Oscar. Sie sind demnach – ähnlichwie die

Kinder des übernächsten englischen Thron­
folgersWilliam – nur zu 25 Prozent adelig.
Ähnlich inMonaco. Fürst Rainier III. heira­
tete die bürgerliche Schauspielerin Grace
Kelly. Der jetzige regierende Fürst Albert II.
ist demnach nur halbadelig. Seine zwei
Kindermit der bürgerlichen Sportlerin
CharleneWittstock sind somit nur zu einem
Viertel adelig. Auch der spanische König
Felipe VI. hat eine ehemalige Journalistin,
die Bürgerliche Letizia Ortiz Rocasolano,
geheiratet. Die vorgesehene Thronfolgerin
ist somit wiederumhalbadelig.
Ist das Ganze ein Problem?Wichtig sollte

doch nur sein, ob der Posten des Staats­
oberhauptes gut ausgefüllt wird. Dies gilt
sicher für Königin Elizabeth II., die ihre
Aufgaben auf vorzüglicheWeise erledigt.
Das kann jedoch auch Zufall sein. In der
Geschichte gibt es eine Unzahl von Königin­
nen und Königen, die ihren Völkern grosses
Leid zugefügt oder durch Unfähigkeit
geglänzt haben.
Man könnte argumentieren, dass die

genossene Erziehung entscheidend ist. In
einemAdelshaus aufzuwachsen – selbst
wennman kaummehr adelig ist –, schafft
eine gute Grundlage, repräsentative Pflich­
ten gut zu erledigen. Diese Voraussetzung
erfüllen jedoch auch viele andere Bürgerin­
nen und Bürger, die nicht einer adeligen
Familie entstammen. Die Fähigkeiten zur
Erfüllung von Repräsentationsaufgaben
haben zumBeispiel auch Angehörige des
Parlamentes, der Regierung oder der Justiz.
Wie wäre es denn, aus dieser Gruppe ein
Staatsoberhaupt per Zufall auszuwählen?
Das wäremindesten ebenso legitim, wie
den Sohn von PrinzWilliam – einen Viertel­
adeligen – ein ganzes Leben lang automa­
tisch als Staatsoberhaupt vorzusehen.
Wären dieMitglieder von Europas Königs­

häuser zu bemitleiden, wenn sie in ihren
Ländern nichtmehr automatischMonarchen
würden? Kaum, denn sie sind ja schon heute
Teil der Celebrities – denen dieMedienauf­
merksamkeit sicher ist.

DerexterneStandpunkt

Royalsheiratenzunehmendbürgerlich.Damitverschwindetdas
KriteriumdesAdels–alsodereinzigeGrunddafür,wieso jemandeinfach
sozueinemStaatsoberhauptwerdensoll,schreibtBrunoS.Frey

WiesichEuropasMonarchien
selbstabschaffen

Chappatte

BrunoS. Frey

Bruno S. Frey, 76, ist emeritierter Ökono-
mieprofessor der Universität Zürich. Heute
lehrt er als ständiger Gastprofessor an der
Universität Basel, wo er an der Leitung
eines Instituts für Glücksforschung beteiligt
ist. 2017 erschien bei Oxford University
Press von ihm: «Honours versus Money: The
Economics of Awards» (mit Jana Gallus).


